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Vor gut 1000 närrischen Gästen empfingen die Koblenzer Tollitäten und Sitzungspräsident Manfred Gniffke in der voll
besetzten Rhein-Mosel-Halle den rheinland-pfälzischen Ministerpräsidenten Kurt Beck als Ehrengast der Prinzensit-
zung der Großen Koblenzer Karnevalsgesellschaft. Der Besuch in Koblenz war einer von einigen Dutzend närrischen
Terminen, die der Ministerpräsident in der laufenden Session absolviert. Kurt Beck erwies sich als schlagfertiger Ge-
sprächspartner von Prinz Marcus I. von Druck und Narretei, von Confluentia Claudia und Sitzungspräsident Manfred
Gniffke, der sagte, er hoffe ihn noch oft als Ministerpräsident bei der „Gruße Kowelenzer“ begrüßen zu können.

Foto: Godehard Juraschek 

Ministerpräsident Kurt Beck und Ar-
beitsministerin Malu Dreyer haben die
Initiative von Ministerpräsident Koch
in Fragen der Neuordnung der Job-
Center begrüßt. Beck und Dreyer: „Wir
freuen uns über die Einsicht des hessi-
schen Kollegen. Dem Bundesrat und
dem Bundestag liegen entsprechende
Gesetzesentwürfe zur Änderung des
Grundgesetzes vor. Denen können sich
die CDU-Kolleginnen und Kollegen
sofort anschließen. Denn wir sollten im
Interesse der Betroffenen keine weitere
Zeit verstreichen lassen.“ 

Mit dem noch in der vergangenen
Legislaturperiode im Februar 2009
zwischen Bundesregierung und Län-

dern gefundenen Kompromiss zur
Schaffung von „Zentren für Arbeit
und Grundsicherung“ (ZAG) läge ein
Vorschlag vor, der unter Beachtung der
Vorgaben des Bundesverfassungsge-
richts weiterhin die Betreuung und
Gewährung von Hilfen und Leistungen
aus einer Hand ermögliche.

Beck und Dreyer: „Nur eine Veran-
kerung im Grundgesetz gewährleistet
aus unserer Sicht eine dauerhaft
rechtlich abgesicherte und für die von
Arbeitslosigkeit Betroffenen verlässli-
che Regelung. Dieses gilt auch für die
Kommunen, die die Betreuung Lang-
zeitarbeitsloser unter eigener Regie
übernehmen wollen bzw. übernom-

men haben.
Mit den im Bundestag und im Bun-

desrat vorliegenden Gesetzesentwür-
fen, kann die bewährte Arbeit der Ar-
beitsgemeinschaften und der Options-
kommunen damit unter verbesserten
Rahmenbedingungen fortgesetzt und
verfassungsrechtlich abgesichert wer-
den. Bei einfachgesetzlichen Lösungen
sowohl bezüglich der zukünftigen 
Zusammenarbeit von Bundesagentur
und Kommunen als auch für die Opti-
onskommunen sehen wir die Gefahr,
dass diese vor dem Bundesverfas-
sungsgericht wiederum nicht bestehen
und als verfassungswidrig eingestuft 
werden.“ 

Beck und Dreyer begrüßen Vorstoß von Koch
„Wir freuen uns über die Einsicht des hessischen Kollegen zur Neuordnung der Jobcenter“

„Die Landesregierung bekennt sich zu
ihrer Verantwortung für eine ange-
messene Finanzausstattung der Ge-
meinden und Gemeindeverbände. Wir
unterstützen unsere Kommunen dabei
nach Kräften. Allerdings sind die
Möglichkeiten der Landesregierung zu
einer dauerhaften Verbesserung der fi-
nanziellen Lage der Kommunen im
Land begrenzt.“ Dies sagte Innenmi-
nister Karl Peter Bruch. Er teilt die
Mahnung des Städtetages, die Steuern
nicht noch weiter zu senken. „Dies ist
für uns als Land nicht zu stemmen
und auch nicht für die Kommunen.
Letztlich zahlen diese Zeche die Bür-
gerinnen und Bürger über Streichun-
gen von Einrichtungen oder über stei-
gende Gebühren.“

Eine Untersuchung der Bertels-
mann-Stiftung kam zu dem Ergebnis,
dass sich die Finanzkraft des Landes
Rheinland-Pfalz einschließlich seiner
Gemeinden nach Länderfinanzaus-
gleich und Bundesergänzungszuwei-
sungen auf 97 Prozent des Durch-
schnitts der Flächenländer beläuft.
Mit diesem Einnahme-Wert landet
Rheinland-Pfalz gemeinsam mit Nie-
dersachsen auf dem hintersten Platz
unter den westdeutschen Flächenlän-
dern. Wenn Land und Gemeinden aber
nur unterdurchschnittliche Einnah-
men haben, führen schon durch-
schnittliche Ausgaben zu Defiziten. 

Während selbst finanzstarke Länder

regelmäßig die Finanzausgleichsmas-
sen stark kürzen, um den Landeshaus-
halt zu entlasten, können sich die
rheinland-pfälzischen Kommunen auf
garantiert wachsende Landeszuwei-
sungen aus dem kommunalen Finanz-
ausgleich verlassen. Von 2008 auf 2009
wuchs die Finanzausgleichsmasse um
knapp 71 Millionen Euro und wird
2010 noch einmal um weitere gut 18
Millionen Euro zunehmen, obwohl die
Steuereinnahmen des Landes dras-
tisch schrumpfen. Allein die seit Aus-
bruch der Krise im November 2008
entstandenen Steuerausfälle belaufen
sich auf 560 Millionen Euro für das
Land. Die unverantwortliche Steuer-
politik der schwarz-gelben Bundesre-
gierung allein durch das so genannte
„Wachstumsbeschleunigungsgesetz“
beschert dem Landeshaushalt Rhein-
land-Pfalz eine Mindereinnahme von
dauerhaft über 120 Millionen Euro
jährlich.

In Hessen plant die CDU/FPD-Lan-
desregierung ab 2011 eine Kürzung des
kommunalen Finanzausgleichs in
Höhe von 400 Millionen Euro, was al-
lein die zum Teil erhobene Behauptung
widerlegt, das Nachbarland Hessen
würde seine Kommunen im Finanz-
ausgleich wesentlich besser ausstatten. 

In Rheinland-Pfalz werden die 
Verteilungsregeln im kommunalen Fi-
nanzausgleich laufend bedarfsgerecht
angepasst. So wurden beispielsweise

die kommunalen Schulträger im letz-
ten Jahr deutlich gestärkt, indem der
Schulansatz für die Realschulen plus,
Gymnasien, Integrierten Gesamtschu-
len und Berufsbildenden Schulen im
kommunalen Finanzausgleich von 30
v. H. auf 50 v. H. angehoben wurde.
Ebenso werden höhere Zuweisungen
zum Ausgleich der Kosten der
Schülerbeförderung sowie der Beför-
derung von Kindern zu Kindertages-
stätten gewährt. Jeweils im Vergleich
zum Jahr 2008 wurden die Mittel um
2,5 Millionen Euro im Jahr 2009 und
um 4,5 Millionen Euro im Jahr 2010
auf nunmehr 87 Millionen Euro ange-
hoben. Auch der Ansatz für die allge-
meinen Straßenzuweisungen erhöhte
sich gegenüber dem Jahr 2008 um je-
weils 2,5 Millionen Euro auf jeweils 48
Millionen Euro in 2009 und 2010.

Darüber hinaus ist beabsichtigt,
zum 1. Januar 2011 im kommunalen
Finanzausgleich eine Reihe von Maß-
nahmen umzusetzen, mit denen spezi-
ell die besonders belasteten Landkrei-
se und kreisfreien Städte unterstützt
werden sollen. So ist vor allem eine
Stärkung des sog. „Soziallastenansat-
zes“ geplant, da sich die kommunalen
Sozialausgaben besonders dynamisch
entwickeln. Dabei ist festzustellen,
dass die Sozialausgaben der kommu-
nalen Aufgabenträger größtenteils auf
bundesgesetzlichen Verpflichtungen
beruhen.

Bruch: Land hilft Kommunen nach Kräften
Verteilungsregeln im kommunalen Finanzausgleich werden laufend angepasst

„Die Entwicklung der Dörfer wird ein
dauerhaftes Ringen bleiben. Die ent-
scheidenden Fragen kennen wir; wir
müssen die Antworten mit denjenigen
entwickeln, für die wir sie geben. Und
gemeinsam können und werden wir die
Dinge voranbringen.“ Optimistisch
zeigte sich der rheinland-pfälzische
Ministerpräsident Kurt Beck zum Ab-
schluss seines jüngsten Besuchstages
im Rahmen der Reihe „Unterwegs für
unser Land“. 

Diesmal war der Eifelkreis Bitburg-
Prüm Ziel des Ministerpräsidenten,
der sich das Schwerpunktthema Nah-
versorgung im ländlichen Raum ausge-
wählt hatte. Stationen waren die Fir-
ma HEIKO in Neuendorf, der Dorfla-
den in Metterich und das Dienstleis-
tungszentrum Ländlicher Raum (DLR)
Eifel in Bitburg. Im Haus Beda in der
Eifelstadt zog Kurt Beck dann am
Abend in einer Podiumsdiskussion Bi-
lanz seines Besuchstages. Eine Er-
kenntnis des Ministerpräsidenten: „Ich
habe viel Ermutigendes gesehen und
viel Ehrenamt erlebt, das für eine sehr
positive Entwicklung der kleinsten
und kleinen Gemeinden sorgt.“

Ausdrücklich lobte Beck die unter-
schiedlichen Dorferneuerungsprojek-
te. Die Arbeit der vergangenen Jahre
habe für viele erfolgreiche Dinge in
den Dörfern gesorgt. Als beispielhaft
bezeichnete er das Modell der rollen-
den Lebensmittelmärkte der Firma
HEIKO, die mittlerweile über den
ländlichen Raum hinaus auch Stadt-
teile von Koblenz und Köln beliefere.
Kurt Beck: „Ich bin überzeugt, dass
die mobilen Versorgungsprojekte in
Rheinland-Pfalz noch zunehmen wer-

den.“ Das Modell aus Neuendorf sei
auch auf andere Regionen im Land
übertragbar.

Intensiv diskutierte der Ministerprä-
sident beim Besuch des DLR Eifel in
Bitburg die Probleme der Milchbau-
ern. Beck berichtete aus seiner jüngs-
ten Sprechstunde im heimischen
Steinfeld, in der gleich mehrere Land-
wirte ihre schwierige Situation ge-
schildert hätten. Ausdrücklich fragte
er nach den Chancen für die Milchbau-
ern durch Beratungsangebote des
DLR. Leider kämen viele Landwirte,
die große Probleme hätten, zu spät zur
Beratung, berichtete der zuständige
DLR-Abteilungsleiter Alfred Lorenz.
Um wirtschaftlich funktionieren zu
können, müssten die meisten Betriebe
wachsen und sich technisch weiter
entwickeln. Doch die Landwirte mit
Liquiditätsproblemen könnten diesen
Weg nicht mehr gehen. „In unserem
Tagesgeschäft geht das bis hin zum Rat
zum Ausstieg“, sagte Lorenz.

Ministerpräsident Beck zeigte großes
Verständnis für die Sorgen der Milch-
bauern. „Wenn ein Liter Milch billiger
ist als ein Liter Mineralwasser, dann
stimmt was nicht.“ Beck bat die Mitar-
beiter des DLR mit ihrer fachlichen
Kompetenz in ihrer Beratertätigkeit
nicht nachzulassen. Wenn immer mehr
Milchviehbetriebe aufgäben, gebe es
einen Strukturwandel, der weit über
das Ökonomische hinausgehe und die
ländlichen Regionen in Rheinland-
Pfalz verändere. Gerade in der Eifel
gelte es, die für die Region typischen
Grünlandflächen zu erhalten, betonte
der Ministerpräsident.

(Weitere Berichterstattung Seite 2.)

Beck: Ehrenamt bringt die
Dörfer im Land nach vorne
Nahversorgung im ländlichen Raum stand im Mittelpunkt 

Einen rollenden Lebensmittelmarkt besuchte der Ministerpräsident bei 
der Firma HEIKO in Neuendorf im Eifelkreis Bitburg-Prüm.  Geschäftsführer
Dr. Reinhard Steinkamp erläuterte das Konzept des Unternehmens.

Mit ihrer Absicht, den ZDF-Staatsver-
trag im Rahmen eines Normen-
kontrollverfahrens vom Bundesverfas-
sungsgericht überprüfen zu lassen,
will die Bundestagsfraktion Bündnis
90/Die Grünen nach Auffassung des
Chefs der Staatskanzlei Rheinland-
Pfalz, Staatssekretär Martin Stadel-
maier, den zweiten Schritt vor dem 
ersten gehen. „Der ZDF-Staatsvertrag
ist von den Ländern beschlossen wor-
den und kann auch von den Ländern
geändert werden“, sagte Stadelmaier
zu der von den Grünen präsentierten
Antragsschrift, mit der der Mainzer
Medienrechtler Prof. Dr. Dieter Dörr
beauftragt wurde. Deshalb habe der
rheinland-pfälzische Ministerpräsi-

dent und Vorsitzende der Rundfunk-
kommission der Länder, Kurt Beck,
Anfang Dezember letzten Jahres nicht
sofort nach dem Gericht gerufen, son-
dern habe sich für die Änderung des
ZDF-Staatsvertrags ausgesprochen
und konkrete Vorschläge unterbreitet,
wie die Unabhängigkeit des Senders
gestärkt werden könne. 

Aus Sicht des Chefs der Staatskanz-
lei Rheinland-Pfalz sollten Gerichte
immer erst dann angerufen werden,
wenn es keine Aussicht auf außerge-
richtliche Einigung gebe. Diese außer-
gerichtliche Einigung strebe der rhein-
land-pfälzische Ministerpräsident
Kurt Beck mit der Änderung des ZDF-
Staatsvertrags durch die Länder an. 

ZDF-Staatsvertrag ändern
Stadelmaier: Nicht zweiten Schritt vor dem ersten gehen
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Bei Satzfehlern entsteht in keinem Fall 
Anspruch auf Schadenersatz; es kann nur die
Aufnahme einer Ersatzanzeige verlangt wer-
den. Bezugspreis jährlich 23,52 Euro zuzüglich 
1,– Euro Einweisungsgebühr. Die Auslieferung
von Einzelstücken erfolgt über das Landes-
hauptarchiv, Karmeliterstraße 1–3, 56013 Kob-
lenz.

Die Preise enthalten keine Mehrwertsteuer, da
die Landesregierung hoheits rechtlich tätig ist.

Für unverlangt eingesandte Manuskripte wird
keine Haftung übernommen.

Die Nahversorgung im ländlichen
Raum war Schwerpunktthema des
jüngsten Besuchs von Ministerpräsi-
dent Kurt Beck im Rahmen der Reihe
„Unterwegs für unser Land“ im Eifel-
kreis Bitburg-Prüm.

In zahlreichen Gesprächen – unter
anderem mit Unternehmern, Landwir-
ten, Arbeitnehmern, Kulturschaffen-
den, Kommunalpolitikern  und Behör-
denvertretern – informierte sich Beck
über ein breites Themenfeld, das von
rollenden Lebensmittelmärkten über
Dorfläden und die Sorgen der Milch-
bauern bis hin zur Gesundheitsversor-
gung im ländlichen Raum reichte.
Selbst für einen kurzen Abstecher zum
Seniorenkarneval im Eifeldorf Mette-
rich nahm sich der Ministerpräsident
Zeit (siehe auch Bericht Seite 1).

Als beispielhaft für andere Regionen
bezeichnete Kurt Beck nach seinem
Besuch in Neuendorf die dort ansässi-
ge Firma HEIKO, die mit insgesamt 68

rollenden Lebensmittelmärkten eine
große Region im nördlichen Rheinland-
Pfalz, im Saarland, in Luxemburg, im
deutschsprachigen Belgien und im Sü-
den Nordrhein-Westfalens beliefert.
„Wir haben etwa 30 000 Stammkunden
in der Woche, überwiegend Frauen, mit
einem Durchschnittsalter von 73,4 Jah-
ren“, sagte Geschäftsführer Dr. Rein-
hard Steinkamp. Gerade die Senorin-
nen und Senioren seien dankbar für
das Angebot an täglichen Lebensmit-
teln, die quasi direkt vor die Haustür
gefahren würden.

Neben der ländlichen Region – 81
Prozent aller Orte haben keine Ge-
schäfte mehr – beliefern die Fahrzeuge
auch Stadtteile von Koblenz und seit
neuestem sogar in Köln. Insgesamt
werden 1600 Orte durch das Eifeler
Unternehmen angefahren. Bei den 
Frischwaren greift das Unternehmen
vor allem auf Produkte aus der Region
zurück – Metzger, Bäcker und Obst-

Das „Wir-Gefühl“ stärkt die Dorfentwicklung
Besuchstag „Unterwegs für unser Land“ führte Ministerpräsident Beck in die Eifel

bauern aus der Eifel profitieren davon.
HEIKO betreibt eine eigene Kfz-

Werkstatt und eine Schreinerei und hat
zusammen mit der IHK Trier den Aus-
bildungsberuf des Servicefahrers ent-
wickelt. Hierbei werden kaufmänni-
sche, logistische und technische Fer-
tigkeiten vermittelt.

Ministerpräsident Beck berichtete
im Gespräch mit der Geschäftsführung
vom Arbeitskreis Mobilität der Lan-
desregierung und bat das Unterneh-
men in dem Gremium einmal seine Er-
fahrungen vorzustellen.

Auf großes ehrenamtliches Engage-
ment stieß der Ministerpräsident im
500-Einwohner-Ort Metterich in der
Verbandsgemeinde Bitburg-Land.
Ortsbürgermeister Rainer Wirtz und
Verbandsgemeinde-Bürgermeister Jo-
sef Junk empfingen den Gast aus
Mainz gemeinsam mit der Kreisbeige-
ordneten Monika Fink, MdL, im Dorf-
laden, der ein Modellprojekt der Dorf-
erneuerung im Rahmen der Schwer-
punktgemeinde ist. Etwa 50 Gesell-
schafter halten Anteile von jeweils 
150 Euro. 

Der Ortsbürgermeister berichtete,
dass der Dorfladen vor 15 Jahren
durch den Umbau des ehemaligen
Raiffeisenlagers zum Dorfgemein-
schafts- und Feuerwehrgerätehaus ge-
schaffen wurde  - nicht ohne erhebli-
che Eigen- und Gemeinschaftsleistung
vieler Mettericher Bürgerinnen und
Bürger. Die Ortsgemeinde unterstützt
den Dorfladen durch kostenlose Be-
reitstellung der Verkaufsräume, in de-
nen alle Produkte des täglichen Be-
darfs angeboten werden. Frischwaren
– Brot, Wurst und Fleisch etwa – kom-
men aus dem Ort oder umliegenden
Gemeinden.

Frauen aus Metterich sorgen in Teil-
zeitarbeit für den Betrieb des Ladens,
dem der Ortsbürgermeister eine noch
bessere Akzeptanz der Bevölkerung
wünschte. Der Ministerpräsident ging
mit gutem Beispiel voran und kaufte –
unter anderem Nudeln von einem hei-
mischen Erzeuger – ein, ehe er seine
Besuchsreihe fortsetzte.

Den Abschluss des Tagesprogramms
bildete eine von Christoph Gehring
(Deutschlandfunk) moderierte Podi-
umsdiskussion im Bitburger Haus 
Beda  zum Thema „Für unser Land:
Gut versorgt im Dorf.“. Das Fazit des
Ministerpräsidenten: „Die Entwick-
lung der Dörfer wird ein dauerndes
Ringen bleiben, und es wird immer
Wünsche geben. Mit dem heute erleb-
ten Wir-Gefühl geht aber manches!“

Zum 15-jährigen Bestehen des Dorfladens in Metterich überreichte Minister-
präsident Kurt Beck ein Bild als „Geburtstagsgeschenk“ an Ortsbürgermeister
Rainer Wirtz.

Eine von Christoph Gehring (Deutschlandfunk) moderierte Podiumsdiskussion im Bitburger Haus Beda  zum Thema
„Für unser Land: Gut versorgt im Dorf.“ bildete den Abschluss des jüngsten Besuchstages von Ministerpräsident Beck.

Jacqueline Kraege
ist „Ökologia“
Umweltstaatssekretärin Jacqueline
Kraege ist jetzt zur „Ökologia – Bot-
schafterin der Ökologie 2010“ ernannt
worden. Der Titel „Ökologia“ wird
vom Vorstand der Stiftung „Ökologie
und Demokratie e.V.“ jährlich neu ver-
geben. Die Ernennung wurde im Bei-
sein der bisherigen Amtsinhaberin,
der ehemaligen Bonner Oberbürger-
meisterin Bärbel Dieckmann, vom
Vorstandsvorsitzenden Hans-Joachim
Ritter vorgenommen. Die Stiftung
Ökologie und Demokratie hat sich
zum Ziel gesetzt, sowohl an der Förde-
rung der politischen Bildung auch un-
ter ökologischen Gesichtspunkten, als
auch an der Realisierung konkreter
beispielgebender Öko-Projekte in Eu-
ropa sowie in Entwicklungsländern
mitzuwirken.

Umweltstaatssekretärin Kraege (r.) wurde zur „Ökologia“ ernannt.
Foto: Franz Froeßl

„Es ist gut, dass Spanien die soziale
Komponente in Europa stärken will“,
sagte Ministerpräsident Kurt Beck
beim Besuch des spanischen Botschaf-
ters Rafael Dezcallar y Mazarredo in
der Staatskanzlei. Für die laufende
Zeit der EU-Präsidentschaft hat Spa-
nien die Sozialpolitik als Schwerpunkt
gesetzt.

Der Ministerpräsident und der Bot-
schafter des Königreiches Spanien ver-
einbarten eine gemeinsame Veranstal-
tung zur spanischen Ratspräsident-
schaft, am 4. Mai 2010 in Mainz. Dabei
wird auch der jährliche Europa-Preis
der Landesregierung verliehen werden. 

Botschafter Rafael y Dezcallar y Ma-
zarredo betonte, die EU-Präsidenten-
schaft sei für sein Land keine Form-
sache, man wolle die Chancen des 
Lissabon-Vertrags nutzen.

Die partnerschaftliche Beziehung
zwischen Rheinland-Pfalz und Spani-
en sei vielfältig. Im Bildungsbereich

arbeiten Rheinland-Pfalz und Spanien
eng zusammen. Zwischen 25 rhein-
land-pfälzischen und spanischen
Schulen besteht ein Schüleraustausch.
Auch die Universitäten Mainz, Trier
und Koblenz-Landau haben zahlreiche
Kontakte zu spanischen Hochschulen,
es wird auch ein Ingenieur-Doppeldip-
lom angeboten. Das Ministerium für
Bildung, Wissenschaft, Jugend und
Kultur arbeitet mit den spanischen Re-
gionen Katalanien, Baskenland und
Andalusien im Rahmen des europäi-
schen Projekts EARLALL (Lebenslan-
ges Lernen) zusammen. Der kulturelle
Austausch soll verstärkt werden. 

Die Rheinland-pfälzische Wirtschaft
exportierte im vergangenen Jahr Wa-
ren im Wert von 1,4 Milliarden Euro
nach Spanien (Januar bis September),
die Importe betrugen in dem Zeitraum
0,6 Milliarden Euro. 

In Rheinland-Pfalz leben zurzeit
3723 spanische Staatsangehörige. 

„Soziale Komponente stärken“
Ministerpräsident Beck empfing spanischen Botschafter

Den spanischen Botschafter Rafael Dezcallar y Mazarredo empfing Minister-
präsident Kurt Beck in der Staatskanzlei. Foto: Rolf Becker

„Unsere Polizistinnen und Polizisten
berichten in den vergangenen Jahren
von einer zunehmenden Gewalt gegen
sie. Auch die Medien haben darüber
verstärkt berichtet. Das nehme ich
sehr ernst. Um unsere Beamtinnen und
Beamten besser schützen und Gegen-
strategien entwickeln zu können, müs-
sen wir dieser Erscheinung auf den
Grund gehen und die Ursachen erfor-
schen. Deshalb beteiligen wir uns an
der groß angelegten Studie des Krimi-
nologischen Forschungsinstituts Nie-
dersachsen, die jetzt gestartet wird. Ich
rufe alle Polizistinnen und Polizisten
in Rheinland-Pfalz auf, sich rege an
der Studie zu beteiligen!“ Dies sagte
Innenminister Karl Peter Bruch in
Mainz.

Die Befragung erfolgt im Zeitraum
vom 8. Februar bis 7. März. An ihr be-
teiligten sich neben Rheinland-Pfalz
neun weitere Bundesländer. Die Kos-
ten für Rheinland-Pfalz beliefen sich
auf insgesamt rund 9000 Euro. Ziel der
Erhebung sei es, durch eine möglichst

breite Datenbasis über Umfang und
Intensität der Gewalt gegen Polizeibe-
amtinnen und -beamte Analysen zu
den verschiedenen Tätertypen vorzu-
nehmen, typische Risikosituationen zu
erkennen und umfassende Vorschläge
für die Verhinderung der Gewalt und
die Betreuung der Opfer abzuleiten, so
Bruch weiter.

„Die Polizistinnen und Polizisten
und ihre Berufsvertretungen beklagen
eine hohe Zunahme der Gewalt und
fordern notwendige Maßnahmen zum
Schutz bei Einsätzen. Wir müssen hier
aktiv werden. Leider haben einige
Bundesländer und das Bundesinnen-
ministerium ihre vorgesehene Beteili-
gung an der Studie zurückgezogen.
Das kann ich nicht nachvollziehen“,
sagte Bruch. Dennoch stelle die Befra-
gung die größte Polizeiforschungsar-
beit dar, die es in Deutschland jemals
gegeben habe. Insgesamt würden über
85 000 Polizeibeamtinnen und -beamte
gebeten, den entsprechenden Fragebo-
gen auszufüllen.

Bruch: Polizeibeamte im
Land besser schützen
Regierung unterstützt die groß angelegte Studie zur Gewalt
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Der gesundheitspolitische Sprecher der
CDU-Fraktion, Dr. Peter Enders, for-
derte die Landesregierung auf, den seit
Jahren existierenden Investitionsstau
an rheinland-pfälzischen Krankenhäu-
sern abzubauen. Der Förderstau betra-
ge seit Jahren um die 500 Millionen 
Euro. Ein von Gesundheitsministerin
Malu Dreyer vorgestelltes Programm
ändere nichts an dem Investitionsstau.

Die schwierige Finanzsituation der
Krankenhäuser habe zur Folge, dass
die Versorgung nicht auf dem neuesten
Stand sei. Zudem seien die Kranken-
häuser häufig gezwungen, an den Aus-
gaben für das Personal zu sparen, Ar-

beitsplätze würden abgebaut. Die Ar-
beitsbelastung der Beschäftigten im
Krankenhaus, vom Küchenpersonal
über die Krankenschwestern und Pfle-
ger bis zu den Ärzten, steige, beklagte
Dr. Enders.

Darüber hinaus habe die Landesre-
gierung kein Konzept gegen den immer
größer werdenden Fachkräftemangel.
Dies gehe zu Lasten jedes einzelnen Pa-
tienten. Seine Fraktion weise die Lan-
desregierung seit Jahren auf diese Ent-
wicklung hin. Sie fordere die Landesre-
gierung erneut auf, ein Konzept zum
Abbau des Investitionsstaus vorzule-
gen.

Krankenhäusern fehlt Geld
CDU: Investitionsstau muss abgebaut werden

Der wirtschafts- und verkehrspoliti-
sche Sprecher der FDP-Fraktion Gün-
ter Eymael hat eine Kleine Anfrage
zur Mobilfunkversorgung in Rhein-
land-Pfalz an die Landesregierung ge-
richtet. So gebe es in geschlossenen
Ortschaften sowie selbst auf vielbe-
fahrenen Bundes- und Landesstraßen
teils empfindliche Versorgungslücken. 

Deshalb wolle er von der Landesre-
gierung unter anderem wissen, welche
Chancen sie für eine möglichst
flächendeckende Versorgung der Be-
völkerung in Rheinland-Pfalz mit In-
ternet und mit breitbandigem Mobil-
funk sieht und inwieweit eine Unter-
stützung der Netzbetreiber durch die
Bereitstellung der notwendigen Infra-

struktur möglich sei.  
Handys spielten heute auch eine

wichtige Rolle, um nach Unfällen Ret-
tungsdienste zu alarmieren, so Eyma-
el. Deshalb sei es ein Problem, wenn
beispielsweise auf der B 37 zwischen
Bad Dürkheim und Frankenstein
ebenso Lücken in den Handynetzen
bestünden wie etwa auf der B 48 im
Bereich von Johanniskreuz. Beide
Strecken seien insbesondere am Wo-
chenende bei Motorradfahrern sehr
beliebt. Vor diesem Hintergrund wolle
er von der Landesregierung wissen,
wie auf den beiden beispielhaft ge-
nannten Strecken die schnelle Alar-
mierung der Rettungsdienste gewähr-
leistet sei. 

Empfindliche Versorgungslücken
FDP: Mobilfunkversorgung nicht flächendeckend 

Keine „Billig-Entlohnung“
SPD: Bedauerliche Entscheidung zur Postmindestlohnverordnung 

Die Entscheidung des Bundesverwal-
tungsgerichts in Leipzig zur Postmin-
destlohnverordnung bedauert die
postpolitische Sprecherin der SPD-
Fraktion, Hannelore Klamm.

Mit dieser Verordnung waren Min-
destlöhne im Bereich der Briefdienst-
leistungen nach Maßgabe des Tarifver-
trages des Arbeitgeberverbandes Post-
dienste e.V. und der Dienstleistungsge-
werkschaft ver.di vom November 2007
für verbindlich erklärt worden. 

Hannelore Klamm betonte, dass
auch zukünftig die Löhne im Bereich

der Briefdienstleistungen angemessen
gesichert werden müssten. Dies habe
die bisherige Bundesregierung der
Großen Koalition ebenso gesehen. Pri-
vater Wettbewerb dürfe eben nicht zu
Lasten der Arbeitsbedingungen und
in Richtung ,Billig-Entlohnung‘ ge-
hen.

Zum jetzigen Zeitpunkt müsse man
erst die schriftlichen Urteilsgründe
des Leipziger Urteils abwarten. Das
Thema Mindestlöhne stehe dennoch
weiter auf der politischen Agenda in
Deutschland, so Klamm.

Trotz Krise neue Investitionen
SPD-Arbeitskreis Wirtschaft besuchte Michelinwerk 

Im Rahmen einer auswärtigen Sitzung
besuchte der Arbeitskreis Wirtschaft
und Verkehr der SPD-Fraktion auf
Einladung des stellvertretenden Vor-
sitzenden der Fraktion und örtlichen
Landtagsabgeordneten, Carsten Pörk-
sen, das Reifenproduktionswerk der
Michelin Reifenwerke am Standort
Bad Kreuznach. Die Abgeordneten in-
formierten sich in Gesprächen und bei
einer Betriebsbesichtigung über den
Unternehmensstandort an der Nahe.
Der hohe technische Stand der Pro-
duktionsanlage überzeugte die Abge-
ordneten. 

Weltweit sind bei Michelin 117 000
Menschen beschäftigt. Am Standort
Bad Kreuznach arbeiten rund 1600
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für
das Unternehmen. Trotz der Wirt-
schaftskrise konnte dank einer Ver-
kürzung der Wochenarbeitszeit um 2,5
Stunden sowie einer flexibel einge-
setzten Kurzarbeiterregelung im Be-
reich der Halbfabrikatherstellung, von
der heute noch rund 150 Beschäftigte
betroffen sind, der Bestand an Be-
schäftigten gehalten werden.

Die Phase der verringerten Produk-
tion wurde von dem Unternehmen ge-
zielt für Qualifizierungsmaßnahmen
genutzt. Diese Maßnahmen kamen Be-
schäftigten und Unternehmen nach-

haltig zu Gute, weil sie während der
Krise den Beschäftigten neue Perspek-
tiven eröffnen und auch dem Unter-
nehmen helfen, sich im Wettbewerb
noch besser aufzustellen. Anfang des
Jahres hat Michelin nun angekündigt,
in diesem Jahr am Standort in Bad
Kreuznach knapp 10 Millionen Euro
für den Bau zweier Fertigungsanlagen
zu investieren. 

Die hohe Produktivität und die Be-
reitschaft der Belegschaft zur fle-
xiblen Arbeitsgestaltung waren auch
mit ausschlaggebend für die bereits im
Jahr 2009 getätigten Investitionen von
4,7 Millionen Euro am Standort Bad
Kreuznach, wie Werkdirektor Cyrille
Beau erläuterte. In keinem anderen
Werk in Europa werde zudem auf den
neuartigen Anlagen eine so hohe Ta-
gesproduktion erreicht wie in Bad
Kreuznach, bestätigte der Werkdirek-
tor.

Margit Mohr, wirtschaftspolitische
Sprecherin der SPD-Landtagsfrakti-
on, begrüßte anlässlich des Unterneh-
mensbesuchs die im Jahr 2007 zwi-
schen den Michelin Reifenwerken und
den Beschäftigten für die deutschen
Produktionsstätten abgeschlossene
Standortgarantie bis 2012, die den
Standort Bad Kreuznach weiter ge-
stärkt hat.

Arbeitskreis-Besuch bei Michelin in Bad Kreuznach, von links nach rechts: Carsten Pörksen, stellvertretender Vorsitzen-
der der SPD-Landtagsfraktion, Werkdirektor Cyrille Beau, zusammen mit den Abgeordneten Heiko Sippel, dem ver-
kehrspolitischen Sprecher, Jens Guth, der wirtschaftspolitischen Sprecherin, Margit Mohr, und Fredi Winter.

Zur förmlichen Unterzeichnung der
von Landtag und Landesregierung ge-
meinsam erarbeiteten Ergänzung der
Vereinbarung nach Artikel 89 b der
Landesverfassung kamen Landtags-
präsident Joachim Mertes und Minis-
terpräsident Kurt Beck am Rande der
Plenarsitzung vom 4. Februar 2010
zusammen.

Die zuvor einstimmig vom Plenum
beschlossene Ergänzung der Verein-
barung steht im Zeichen des Vertrags
von Lissabon. Zur Stärkung des Sub-
sidiaritätsprinzips sieht der am 1. De-
zember 2009 in Kraft getretene Re-
formvertrag erstmals ein förmliches
Frühwarnsystem vor. Hiermit sollen
die nationalen Parlamente – in
Deutschland Bundestag und Bundes-
rat – frühzeitig im europäischen
Rechtsetzungsverfahren eingebunden
werden: Binnen acht Wochen nach
Zuleitung der Gesetzesinitiative kön-
nen Bundestag oder Bundesrat eine
Verletzung des Subsidiaritätsprinzips
geltend machen.

Mertes unterstrich, dass die Inte-
grationsverantwortung im Rahmen
des europäischen Frühwarnsystems
von Bund und Ländern in gemeinsa-
mer Verantwortung wahrgenommen
werden müsse. „Mit dem Vertrag von
Lissabon sind nämlich auch die Land-
tage ein Stück näher in das Bewusst-
sein der Europäischen Union gerückt.
Schon wegen der originären Gesetz-
gebungsbefugnisse der Landesparla-
mente müssen sie in das Frühwarn-
system eingebunden werden.“ Die
Einbeziehung der Landtage in das
Frühwarnsystem erfolge über die
Landesregierung im Bundesrat, er-
klärte Mertes.

Die mit der Landesregierung ver-
einbarten Unterrichtungspflichten
schafften eine fundierte, zielgenaue
und vor allem schnelle Informations-
grundlage für das Parlament. Unser
Parlament wird hierdurch in die Lage
versetzt, frühzeitig seine Stimme ge-
gen sich abzeichnende Kompetenz-
überschreitungen der Europäischen

Parlamente in EU-Gesetzgebung eingebunden
Vereinbarung von Landtag und Landesregierung im Zeichen des Vertrags von Lissabon

Union zu erheben, betonte Mertes.
Besonders erfreut zeigte sich Mertes

auch über die Vorreiterrolle, die Land-
tag und Landesregierung mit ihrem
vereinbarten Informationssystem nun
einnehmen würden. Dies sei ein ge-
meinsamer Verdienst, von der die Eu-
ropatauglichkeit des Landes insgesamt
profitieren werde. Mertes dankte allen
Beteiligten, die auf Seiten des Land-
tags und der Landesregierung zum Ge-
lingen der Vereinbarung beigetragen
haben. Er hoffe, dass die mit der Ver-
einbarung gewährleistete Beteiligung
des Landtags im parlamentarischen
Alltag nun auch intensiv genutzt wer-
de, so Mertes abschließend.

Gemeinsame Vereinbarung von Landtag und Landesregierung. In Zukunft können die nationalen Parlamente, bei uns
Bundestag und Bundesrat, nach Zuleitung einer EU-Gesetzesinitiative eine Verletzung des Subsidiaritätsprinzips gel-
tend machen. Diese Ergänzung steht ganz im Zeichen des Vertrages von Lissabon. Unser Foto entstand anlässlich der
Unterzeichnung der Vereinbarung durch Landtagspräsident Joachim Mertes und Ministerpräsident Kurt Beck. Weiter
auf dem Foto von links, Dr. Hans-Ulrich Bieler von der Landesvertretung, Landtagsdirektor Dr. Lars Brocker und der
Vorsitzende des Ausschusses für Europafragen, Werner Kuhn (FDP). Foto: Klaus Benz
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Endspurt im Schüler- und Jugendwettbewerb 
Einsendeschluss ist am 31. März 2010 – Fünftägige Studienfahrt nach Berlin zu gewinnen

Noch bis zum 31. März 2010 haben
rheinland-pfälzische Jugendliche
Zeit beim 24. Schüler- und Jugend-
wettbewerb der Landeszentrale für
politische Bildung und des Landtags
von Rheinland-Pfalz ihre Chancen
auf einen der vielen attraktiven Prei-
se zu wahren. Bis dahin haben sie
noch die Möglichkeit ihre Ansichten
und Ideen in Form von Einzel-, Grup-
pen- und Klassenarbeiten einzurei-
chen. Zur Auswahl stehen beim dies-
jährigen Wettbewerb die Themen 
■ Süchte – eine Flucht aus der Wirk-

lichkeit: Gefesselt von Drogen, Al-
kohol, Tabak, Computer, Spielen
usw.

■ 20 Jahre der Deutschen Einheit –
Vergangenheit und Gegenwart: 
Ist zusammengewachsen, was zu-
sammengehört?

■ Jenseits der Grenze: Unser Nach-
bar Frankreich

„Jedes Jahr aufs Neue bieten wir
den rheinland-pfälzischen Jugendli-
chen die Möglichkeit, uns ihre An-
sicht zu den ausgelobten Themen mit-
zuteilen und mit ihren eingereichten
Arbeiten einen der vielen Preise zu
gewinnen“, stellten Joachim Mertes,
Präsident des Landtags, und Dr. Die-
ter Schiffmann, Direktor der Landes-
zentrale, zum Auftakt des Schüler-
und Jugendwettbewerbs 2010 fest.
Direkt an die Jugendlichen gewandt
fahren sie fort: „Aus der Vergangen-
heit lernen, sich mit der Gegenwart
beschäftigen und die Zukunft mit zu
gestalten, dazu bieten die drei The-
men des Schüler- und Jugendwettbe-
werbs wieder Gelegenheit. Wir freuen
uns auf Eure Beiträge.“

Der Arbeitskreis „Verantwortung in
der medialen Welt“ der SPD-Land-
tagsfraktion war zu Gast bei der Ver-
braucherzentrale Rheinland-Pfalz
und informierte sich über Verbrau-
cherschutz in den Bereichen Medien,
Internet und Telekommunikation.

„Wie wir erfahren haben, fallen vie-
le Menschen auf üble Abzockmaschen
im Internet herein. Mit vermeintlich
kostenlosen Web-Angeboten wie
SMS-Diensten, Downloads oder
durch den versehentlichen Abschluss
eines Abonnements bzw. den Aufruf
kostenpflichtiger Seiten ziehen zwei-
felhafte Firmen neugierigen Nutzern
das Geld aus der Tasche. Tücken lau-
ern aber auch bei Onlinespielen, die
gerade bei Kindern und Jugendlichen
sehr beliebt sind. Andere Probleme
können bei Online-Nutzung von Mu-
sikdateien über Tauschbörsen auftre-
ten, die aus urheberrechtlicher Sicht
gefährlich sind. Bedenklich ist aber
auch, dass viele Jugendliche in 
Online-Communities recht unbedarft
mit persönlichen Angaben umgehen.
Allein im Jahr 2009 haben sich über
18 000 Menschen mit Anfragen aus
den Bereichen Telekommunikation,
Internet und Medien an die rhein-
land-pfälzische Verbraucherzentrale
gewandt“, erklären die stellvertreten-
de Kommissions-Vorsitzende Renate
Pepper und der SPD-Obmann Martin
Haller.

Der Trend setze sich weiter fort. Im
Januar hätten sich bereits knapp 500
Verbraucher in Sachen Internetab-
zocke an die Beratungsstellen ge-
wandt. Nicht besser sehe es bei uner-
laubter Telefonwerbung aus. Es wür-
den viele Fälle aus dem Bereich Ge-
winnspiele/Lotterie gemeldet. Außer-
dem werde nach wie vor häufig die
Rufnummer unterdrückt, obwohl dies
nicht erlaubt sei.

„Die jüngsten Änderungen im Tele-
kommunikationsgesetz und im Gesetz
gegen unlauteren Wettbewerb haben
in diesen Bereichen offenbar keine
große Wirkung gezeigt. Eine gesetz-
lich vorgeschriebene Regelung zur
Preistransparenz fehlt in Deutschland
noch immer. Bei Online-Spielen exis-
tiert bisher kein wirksames und aus
datenschutzrechtlicher Sicht unbe-
denkliches Altersverifikationsverfah-
ren. Ferner müssen Zahlungssysteme
entwickelt werden, zu denen Kinder
und Jugendliche keinen Zugang ha-
ben. An erster Stelle steht aber wei-
terhin die umfassende Aufklärung
von Kindern, Jugendlichen und vor
allem deren Eltern. Gerade sie wer-
den von den bestehenden Informati-
onsangeboten noch zu wenig erreicht.
All diese Themen und Fragen nehmen
wir mit in die weiteren Beratungen
der Enquete-Kommission und werden
sie mit unseren Experten diskutie-
ren“, so die beiden Abgeordneten.

Abzockmaschen im Internet
SPD-Arbeitskreis zu Gast bei der Verbraucherzentrale

Die Gründung des Bildungsbündnis-
ses, einem Zusammenschluss von El-
terninitiativen und Verbänden in
Rheinland-Pfalz wurde von der bil-
dungspolitischen Sprecherin der
CDU-Fraktion, Bettina Dickes, be-
grüßt.

Das Bündnis setze sich für eine Re-
duktion des Unterrichtsausfalls, die
Verbesserung der Unterrichtsqualität,
kleinere Klassen sowie den Erhalt ei-
ner differenzierten Schullandschaft
ein. Die Landesregierung habe auf
diese Forderungen bisher keine Reak-
tionen gezeigt, so Dickes.

Dieser landesweite Einsatz von El-
tern und Lehrern mache die Unzu-
friedenheit mit der Bildungspolitik
der Landesregierung sehr deutlich. In
den letzten Monaten habe sich die
Zahl der Elterninitiativen für bessere
Bildung in Rheinland-Pfalz spürbar
vermehrt. Dass sich jetzt sogar ein
landesweites Bündnis formiere, zeige
jedoch eine ganz neue Qualität der

Unzufriedenheit. Diese Stimmen kön-
ne die Landesregierung nicht mehr
überhören.

Für die Landesregierung sei es ein
Armutszeugnis, wenn ein Protest die-
ser Größenordnung auf die Missstän-
de in unseren Schulen hinweise, so
Dickes. Das Thema Schülerbeförde-
rung, eine nicht zu Ende gedachte 
Realschule Plus, fehlende Konzepte
zur Verbesserung der Unterrichtsqua-
lität und der individuellen Förderung
ließen die Defizite offen zu Tage tre-
ten. Eltern und Lehrer hätten von
stets neuen Projekten und Reformen
ohne spürbare qualitative Verbesse-
rung endgültig die Nase voll.

Auch die angekündigte Ausweitung
der Ausbildungskapazitäten für an-
gehende Gymnasiallehrerinnen und 
-lehrer verfehle das Klassenziel. Zum
1. Februar 2010 seien wieder mehrere
Hundert Bewerber für ein Referenda-
riat abgelehnt worden, die unsere
Schulen dringend benötigten. 

Datensammelwut Einhalt gebieten
Pörksen: Europäischer Datenschutztag – Unabhängige Kontrolle wichtig

Der europäische Datenschutztag fin-
det regelmäßig am 28. Januar statt. Zu
diesem Zeitpunkt begann im Jahr 1981
die Unterzeichnung der Europarats-
konvention 108 zum Datenschutz.
Dort verpflichteten sich die europäi-
schen Staaten für die Achtung der
Rechte und Grundfreiheiten, insbe-
sondere des Persönlichkeitsbereichs,
bei der automatisierten Datenverar-
beitung Sorge zu tragen.

„Ein effektiver Datenschutz ist für
die SPD heute wichtiger denn je. Was
im Jahr 1981 noch nach Science-Fic-
tion klang, ist heute teilweise schon
bittere Realität geworden. Längst ist
das Sammeln, Verkaufen und Vernet-
zen von Daten - auch und gerade von
persönlichen Daten - grenzenlos ge-

worden. Dieser grenzenlosen Daten-
sammelwut Einhalt zu gebieten, sie zu
hinterfragen und wenn nötig zu unter-
binden, ist die Aufgabe eines effekti-
ven Datenschutzes“, so Carsten Pörk-
sen, stellvertretender Vorsitzender der
SPD-Landtagsfraktion und Vorsitzen-
der der Datenschutzkommission des
Landtags.

Pörksen: „Gerade als Innen- und Si-
cherheitspolitiker möchte ich anläss-
lich des europäischen Datenschutzta-
ges betonen, dass es zu den Stärken 
eines Rechtsstaates gehört, wenn Da-
tenschützer, Politiker, Bürger oder Ins-
titutionen den Mut aufbringen, in der
Diskussion um vergangene und anste-
hende Sicherheitsbestimmungen im-
mer wieder die Frage nach der Balan-

ce zwischen Sicherheitsgewinn und
Freiheitsverlusten zu stellen. 

Datenschutz bedeutet, sich einzumi-
schen und Dinge kritisch zu hinterfra-
gen. Dieses stete Ringen um die Balan-
ce zwischen Sicherheitsgewinn und
Freiheitsverlusten ist die zentrale He-
rausforderung eines effektiven Daten-
schutzes. Unabhängige Kontrolle ist
hier ebenso wichtig wie das Verant-
wortungsgefühl und das Datenschutz-
bewusstsein jedes Einzelnen. Auf-
klärung – wie es zum Datenschutztag
beispielsweise der rheinland-pfälzi-
sche Datenschutzbeauftragte Edgar
Wagner im Rahmen einer Veranstal-
tung u.a. mit Lehrkräften an Schulen
und Bildungseinrichtungen eindrucks-
voll zeigt – ist wichtiger denn je.“

Ausstellung 
„StadtLeben“
„StadtLeben“
lautet der Titel
der neuen Kunst-
ausstellung der
Reihe „Kunst im
Abgeordneten-
büro“, die Initia-
tor Manfred Geis
am Montag, dem
8. Februar im Ab-
geordnetenhaus
des Landtags
eröffnen wird.

Die Ausstellung basiert auf einem
Seminar „Zeichnen und Druckgra-
fik“ der Fachhochschule Mainz, das
unter der Leitung der Künstlerin und
Dozentin Mirta Domacinovic stand.

Die Studierenden, angehende Gra-
fikdesigner, sollten sich mit dem städ-
tischen Umfeld sowohl in sozialer wie
auch in architektonischer Hinsicht
zeichnerisch auseinandersetzen. Die
Charaktere der Stadt, Zeit, Schnellig-
keit, Veränderung oder gegensätzli-
che Aspekte wie Bewegung und Ruhe,
Tag und Nacht, alt und neu, sollten
Ansatzpunkte sein.

Sebastian Breidecker hat sich unter
anderem mit dem Kontrast zwischen
alter und neuer Architektur aus-
einandergesetzt. Dabei schuf er ein
Sammelsurium von Eindrücken und
verschiedenen Blickwinkeln der
Stadt, in der er lebt.

Johann Kruschinski zeigt Sondersi-
tuationen, die in einer Stadt allgegen-
wärtig existieren und ohne die eine
Stadt nicht bestehen würde und sich
auch nicht weiterentwickeln könnte.
Bei ihm geht es speziell um Baustel-
len und Bauarbeiten.

Oksana Kyzymchuk zeigt Men-
schen, denen sie begegnet, und die bei
ihr Eindruck hinterlassen. Sie kleidet
sie in ein Muster aus der Umgebung,
in der sie die Personen antrifft. Isa-
bella Hoff hält menschenleere 
U-Bahnstationen fest, die sich zwi-
schen ihrer Wohnung und der Fach-
hochschule befinden.

Mirta Domacinovic benutzt Bör-
senberichte verschiedener Tageszei-
tungen als Träger ihrer Zeichnungen.
Diese zeigen das Ende einer Konsum-
kette: Abfall und leere Töpfe.

Neue Qualität der Unzufriedenheit
CDU begrüßt Gründung eines Bildungsbündnisses

Anlässlich der Vorstellung des 3. Zu-
wanderungs- und Integrationsbe-
richts zeigten sich Ingeborg Sahler-
Fesel, Obfrau der SPD-Landtagsfrak-
tion in der Enquete-Kommission „In-
tegration und Migration in Rhein-
land-Pfalz“ und der integrationspoli-
tische Sprecher Dieter Klöckner er-
freut über die positive Bilanz der
rheinland-pfälzischen Integrations-
politik.

Wie der vorliegende Bericht zeige,
hätten sich die Partizipationschancen
von Menschen mit Migrationshinter-
grund in den verschiedenen Bereichen
des gesellschaftlichen und politischen
Lebens gut entwickelt. Dazu zählten
beispielsweise die Reform der Aus-
länderbeiräte und das Werben für
höhere Einbürgerungsquoten. Um die
Situation von Migrantinnen und Mi-
granten am Ausbildungs- und Ar-
beitsmarkt zu verbessern, habe das
Land seine arbeitsmarktpolitischen
Anstrengungen intensiviert. Was die
Anerkennung von im Ausland erwor-
benen schulischen und beruflichen
Abschlüssen angehe, sei die Bundes-
regierung aufgefordert, endlich zu
handeln. Das hierzu im Dezember
vorgelegte Eckpunktepapier habe
aber nicht überzeugt.

Die Landesregierung möchte Fami-
lien mit Migrationshintergrund den
Zugang zu Beratungs- und Informati-
onsangeboten durch niedrigschwelli-
ge und aufsuchende Angebote weiter
erleichtern. Ein wichtiger Baustein

hierbei seien die zahlreichen ‚Häuser
der Familien’ sowie die ‚Lokalen
Bündnisse für Familien’. Um Migran-
tinnen und Migranten in das Pflege-
und Gesundheitssystem zu integrie-
ren, habe die Landesregierung früh-
zeitig verschiedene Initiativen ergrif-
fen, wie beispielsweise durch die mo-
dellhafte Einrichtung einer Bera-
tungsstelle für ältere Migrantinnen
und Migranten. In Zusammenarbeit
mit der Landeszentrale für Gesund-
heitsförderung in Rheinland-Pfalz sei
die Broschüre ,Familien kultursensi-
bel pflegen‘ als ein interkulturelles
Begleitheft zum Familienpflegeratge-
ber entstanden.

Sahler-Fesel: „Die Bildungspolitik
nimmt in Rheinland-Pfalz eine he-
rausragende Stellung ein – so auch im
Integrationskonzept des Landes.
Dank vielfältiger Sprachfördermaß-
nahmen werden in Rheinland-Pfalz
mehr als ein Drittel der künftigen
Erstklässler erreicht. Ein so genann-
ter Sprachförderpass dokumentiert
die Fortschritte und Maßnahmen. Zu-
sammen mit dem Programm ,Zu-
kunftschance Kinder – Bildung von
Anfang an‘, dem Ausbau der Ganz-
tagsschulen und der Einführung der
Realschule plus befindet sich die
Landesregierung auf einem sehr gu-
ten Weg. Das sind die richtigen Ak-
zente für eine frühzeitige Förderung
und damit für gute Bildungschancen
von Kindern mit Migrationshinter-
grund.“

Partizipationschancen steigen
SPD: Land ist in der Integrationspolitik auf gutem Weg

Anstieg der Arbeitslosigkeit
Weichen auf wirtschaftliches Wachstum stellen

„Der deutliche Anstieg der Arbeitslo-
sigkeit in Rheinland-Pfalz und auch in
Deutschland insgesamt macht deut-
lich, wie dringend es ist, die Weichen
auf wirtschaftliches Wachstum zu stel-
len“, erklärte der wirtschaftspolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Günter
Eymael. Auch wenn wohl vor allem
jahreszeitliche Gründe für den aktuel-
len Anstieg verantwortlich seien, wirke
sich auch die wirtschaftliche Krise aus. 

Deshalb sei es richtig, dass die neue
Bundesregierung die Bürger und Un-
ternehmen mit einem Sofortprogramm
steuerlich entlastet habe. Das von der
FDP geforderte einfachere Steuersys-
tem mit niedrigeren Sätzen müsse nun
folgen, um ein nachhaltiges Wirt-
schaftswachstum zu ermöglichen, so

Eymael. Darüber hinaus seien weitere
Reformen notwendig, etwa um Zu-
kunftstechnologien bessere Chancen
zu eröffnen.  

Es sei schwer einzuschätzen, wie
sich der rheinland-pfälzische Arbeits-
markt in den nächsten Monaten ent-
wickeln werde, sagte die arbeitsmarkt-
politische Sprecherin der SPD, Mari-
anne Grosse. Die Hinweise auf eine Er-
holung der Wirtschaft und des Wachs-
tums würden deutlicher. Dennoch
müsse auch weiterhin mit einer Ver-
schlechterung der Arbeitsmarktsitua-
tion gerechnet werden.

Die Arbeitslosenquote liege bei 6,4
Prozent und damit fast gleich hoch wie
im Januar des vergangenen Jahres, so
Grosse.

Wer am Schüler- und Jugendwett-
bewerb 2010 teilnehmen will, muss 13
- 20 Jahre alt sein, in Rheinland-Pfalz
leben, zur Schule gehen, in Ausbil-
dung sein oder arbeiten. Ob im Ju-
gendzentrum, in der Ausbildung, in
der Schule oder in Eigenverantwor-
tung entstanden, ob Einzel- oder
Gruppenarbeit, ob Video, Wandzei-
tung, Homepage oder Computerspiel,
das selbst-aktiv-werden wird mit tol-
len Preisen belohnt. Dazu gehören ei-
ne 5-tägige Studienfahrt nach Berlin
für Einzel- und Gruppensieger, die
Teilnahme an einem Landtagsseminar
für Jugendliche, Tagesfahrten oder
Klassenanschaffungen für Schulklas-
sen, und zusätzlich jede Menge toller
Bücher, Spiele und Videos.

Einsendeschluss für die Arbeiten
zum Schüler- und Jugendwettbewerb
2010 ist der 31. März 2010. Die Preis-
verleihung ist am Donnerstag, dem 
10. Juni 2010 in Mainz. Die Preisträ-
gerarbeiten werden im Foyer des
Landtages ausgestellt. Näheres erfah-
ren Sie bei Herrn Dieter Gube, Lan-
deszentrale für politische Bildung,
Am Kronberger Hof 6 in 55116 Mainz
(E-Mail: dieter.gube@politische-bil-
dung-rlp.de / Tel.: 0 61 31 / 16 - 40 98 /
Fax: 0 61 31 / 16 - 29 80). Dort können
auch Plakate zum Wettbewerb und die
Ausschreibungsunterlagen, auch im
Klassensatz, bestellt werden.

Guido Ernst (CDU, rechts) ist neuer Vorsitzender des Ausschusses für Medien
und Multimedia. Er löst seinen Fraktionskollegen Dr. Norbert Mittrücker ab,
der den Vorsitz im Ausschuss für Wirtschaft und Verkehr übernahm. Stellver-
treter bleibt Heribert Heinrich (SPD). Foto: Klaus Benz


